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Sieist die größte der
weltweit operierenden

Entwicklungsbanken und
doch den wenigsten

bekannt: Die Europäische
Investitionsbankfinanziert
alsverlängerter Armder EU
Infrastrukturprogramme,
deren Auswirkungkaum

hinterfragt wird.

"Es ist wie in Kafkas Welt."
Peter Mihok vom slowaki-
schen "Center for Environmen-
tal Public Advocacy" sieht eine
Parallele zu Kafkas absurden
und grotesken Beschreibungen
vom Anfang des vergangenen
Jahrhunderts, wenn er auf die
Informationspolitik der Europä-
ischenInvestitionsbank(EIB) zu
sprechenkommt.
Der junge Umweltschützer

aus Osteuropa will nicht verste-
hen, weshalb ein Kredit der EIB
an die slovakische Eisenbahn
unter größter Gehei mhaltung
stehen soll. Tatsächlich hat es
den Anschein, dass die Eisen-
bahninseinemHei matland, seit-
demsiei mJahre1999200 Millio-
nen Euro als Darlehen erhalten
hat, eine Betriebsstrategie ver-
folgt, die eher mit dem Ab− als
dem Aufbau des öffentlichen
Transportes zu tun hat: Die
Fahrkartenpreise wurden um30
Prozent erhöht, während die
Lohnkosten bis zumJahre 2007
umrundein Drittel gesenkt wer-
densollen− 18.000 Arbeitsplätze
werden somit wegrationalisiert.
Damit dies überhaupt möglich
ist, wurdenbis zumvergangenen
Jahr 32 Zugliniengeschlossen.
Eine offizielle Bestätigung,

dass der Kredit nur unter der
Auflage eines "downsizing" der
ehemaligen Staatsbahnen verge-
ben wurde, gibt es bis heute
trotz mehrfacher Nachfragen
nicht. Die EIB sieht sich außer
Stande die Vertragsbedingungen
herauszugeben. Es sei am Kre-
ditnehmer, seine Projektein der
Öffentlichkeit vorzustellen. Um-
gekehrt weigern sich die slowa-
kischeEisenbahnundderenAuf-
sichtsbehörden, irgendwelche
Dokumente zu veröffentlichen,
da das Kreditabkommen eine
solche Veröffentlichung verbie-
te. Welcher der beiden Ver-
tragspartner hier die Unwahr-
heit sagt, kannerst nach Offenle-
gung der Dokumentefestgestellt
werden− doch wirdes dazu wohl
niekommen.
Für Peter Mihok steht aller-

dings fest, dass der Leidtragen-

de dieser Gehei mniskrämerei
die Bevölkerung in seinem Hei-
matland ist. Sie muss die Rück-
zahlung des Kredits mit einem
schlechteren Bahnangebot und
erheblichen sozialen und um-
weltpolitischen Konsequenzen
bezahlen. Aber auch die Bürger
der EU−Mitgliedsstaaten sind in
Mihoks Augen die Betrogenen:
Schließlich stammt das Geld,
mit dem die EIB in Osteuropa
undauchsonstinder WeltInfra-
strukturprojekte finanziert, aus
EU−Steuergeldern.
Die VertreterInnen des euro-

paweiten "bankwatch"−Netzwer-
kes, demauchPeter Mihokange-
hört, führten am vergangenen
Dienstag noch eine Reihe
weiterer Beispiele auf, die bele-
gen, dass die EIB ihrer inzwi-
schen auch vom Europaparla-
ment verlangten Informations-
pflicht nicht mal ansatzweise
nachkommt. Sie nutzten, wie
schon i mvergangenen Jahr, die
Hauptversammlungder EIB−Gou-
verneure hier in Luxemburg, um
ihr Anliegen einer breiteren Öf-
fentlichkeit nahezubringen. Die-
ses oberste Kontrollgremium,
das sich aus den Finanzminis-
tern der 15 EU−Mitgliedsstaaten
zusammensetzt, sti mmt über die
Jahreskonten der Bank ab und
legt die großen Richtlinien fest.
Das Tagesgeschäft überlassen
die Politiker hingegen einem
zehnmal i mJahr tagenden Auf-
sichtsrat sowie den etwa 1.100
MitarbeiterInnen, unter denen
allerdings nur ein einziger Um-
weltexpertezufindenist.

150 Milliarden Einlagen
Die i mJahre 1958 gegründete

EIB gehört den 15 EU−Mitglieds-
staaten, diezusammeneinEinla-
gekapital von inzwischen rund
150 Milliarden Euro gezeichnet
haben. Damit kann die Bank
theoretischbis zu375 Milliarden
Euro an Krediten vergeben und
übertrifft damit die weitaus be-
kanntere Weltbank bei weitem.
Als Finanzierungsinstrument der
Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft, wie die EU anfangs
genannt wurde, sollte die EIBzu-
nächst Infrastrukturprogramme
finanzieren, die die Volkswirt-
schaften der Mitgliedsstaaten
verbinden und weniger entwi-
ckelte Regionen fördern sollte.
Eine Kreditvergabe außerhalb
der EU stellt deshalb laut
Satzung der EIB eigentlich den
Ausnahmefall dar, und bedarf ei-
ner Sondergenehmigung der
Gouverneure − weshalb der Jah-
resversammlung auch mehr als
nur eine symbolische Rolle zu-
kommt.
In denletztenJahren hat sich

die Aktivität der Bank wegender
anstehenden Osterweiterung
und der i m Rahmen des Coto-
nou−Abkommens vorgesehenen
Kreditmechanismen mit den
AKP−Staaten (Afrika, Karibik,
Pazifik) i mmer stärker außer-
halb der EU verlagert. Und hier
sehen die "bankwatch"−Aktivis-
tInnen ein besonderes Problem.
MagdaStoczkiewicz, die die EIB−
Kampagne vom Amsterdamer−

Büro der "Friends of the Earth"
aus koordiniert, weist auf die oft
nochsehrschwachausgebildete
Zivilgesellschaft in den von der
EIB beglückten Regionen hin.
Wegen mangelnder Vorinforma-
tion würden Kritiken zu einigen
der Vorhaben erst viel zu spät
geäußert. Besonders Straßen-
bauprojekte, die ohne die finan-
ziellen Möglichkeiten der EIB
erst gar nicht möglich wären,
werden über die Köpfe der Be-
troffenen hinweg entschieden.
"Die AutobahnPrag−Dresdensoll
mitten durch ein ausgewiese-
nes Naturschutzgebiet errichtet
werden. Wäredieses Gebietjetzt
schon Bestandteil der EU, müss-
ten die hier geltenden Regeln
der wie eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchgeführt wer-
den", so Magda Stoczkiewicz.
"Die EIBfinanziert in Osteuropa
Projekte, die in den Mitglieds-
staaten keine Chance auf ihre
Durchführung hätten. Die Bevöl-
kerung wird bis zumersten Spa-
tenstichi mUnklarengelassen."
Offiziell gibt sich die EIB ob

dieser Kritik eher zugeknöpft.
Nur indirekt gab der frühere
belgische Finanzminister und
jetzige EIB−Präsident Philippe
Maystadt zu, dass es in Sachen
Öffentlichkeitsarbeit einiges
nachzuholen gibt. Auf einer
Pressekonferenz verwies er auf
die bis zu 40 Prozent Darlehen
diefür"Umweltvorhaben" vorge-
sehen sind. Allerdings reicht
einschöner Titel nicht, umaus
einer fragwürdigen Infrastruk-
turinvestition gleich ein nach-
haltiges Projekt zu machen. Es
geht den EIB−KritikerInnen ja
nicht darum, dass die Bankihre
Arbeit möglichst gut verkauft,
sondern die Einzelprojekte vor
ihrer Genehmigung einemtrans-
parenten Untersuchungsverfah-
ren unterworfen werden. Auch
muss die betroffene Bevölke-
rung in einem angemessenen
Zeitrahmenvor einer Beschluss-
fassungüber die Vorhabeninfor-
miert werden.
Zumindest in diesem Punkt

hat das andere große Entwick-
lungsfinanzinstitut, die Welt-
bank, etwas dazu gelernt: In der
Regel veröffentlicht sie 120 Tage
vor einer Entscheidung "fact
sheets" über Projekte auf ihrer
Website, sowohl in Englisch als
auchineinerfür die Betroffenen
relevanten Sprache. Nach weite-
ren 60 Tagen fließen etwaige
Stellungnahmen in ein Ab-
schlussdokument ein, das inte-
graler Bestandteil des Kreditver-
trages wird.
Die EIB hat in den vergange-

nen Jahren zwar ebenfalls ihre
Website mit durchaus Lesens-
wertembereichert, dochwerden
dort längst nicht alle Kredite
und Projekte veröffentlicht. Und
wenn, dann meistens, nachdem
der Verwaltungsrat seine Zu-
sti mmunggegebenhat.

Richard Graf

Freie Energiewirtschaft
Das große EU−Energieli beralisierungs−Paket steht
kurz vor der Verabschiedung. Nachdem diese Woche
das Parlament ei nemKompromiss zur Li beralisierung
der Energiedienstleistungen zugesti mmt hat, wird
möglicherweise der Ministerrat i n den nächsten Wo-
chen das Ja−Wort geben. Ab Juli kommenden Jahres
werden dann Gewerbeunternehmen, ab Juli 2007
auch private Haushalte i n der gesamten EU selbst be-
sti mmen können, wo sie Stromund Gas ei nkaufen.
Das Parlament habe wichti ge Änderungen durchset-
zen können, so der Luxemburger EU−Abgeordnete
Claude Turmes in ei ner Pressemitteil ung. Betrei ber
von Strom− und Gasnetzen würden demnach per Di-
rektive dazu angehalten, Lieferungen allzeit sicherzu-
stellen, sich an Umweltauflagen zu halten und i hrer
I nformationspflicht gegenüber dem Kunden nachzu-
kommen. Dazu muss die Kundschaft auf den Rech-
nungen I nformationen erhalten über die Art der Ener-
giequellen und über i hre Umweltauswirkungen.
Bis zuletzt hatte das Parlament mit dem Ministerrat
über ei ne Kontrolle der so genannten "nuklearen
Entsorgungsfonds" gestritten. Das Parlament verzich-
tete nun darauf, den Kontrollzwang i n der Direktive
festzuhalten, nachdem die Kommission vorgeschla-
gen hatte, ei nem Missbrauch der Gelder durch jährli-
che Berichte vorzubeugen.

Blair unter Druck
Der britische Premierminister Tony Blair hat erneut
bestritten, Gehei mdiensti nformati onen über angebli-
che irakische Massenvernichtungswaffen aufge-
bauscht zu haben. I n ei ner hefti g geführten Debatte
i m Unterhaus des Londoner Parlaments hielten i hm
die Oppositi onsparteien vor, er setze die Glaubwür-
di gkeit sei ner Regierung aufs Spiel. Konservative und
Liberale sowie andere Parteien forderten ei ne unab-
hängige Untersuchung. Dagegen wehrt sich Blair je-
doch vehement. Stattdessen soll der parlamentari-
sche Ausschuss für Gehei mdienste und Sicherheit
untersuchen, ob die Regierung die Gefährlichkeit des
Irak übertrieben hat. Der Regierungschef versicherte
zudem, dass Beweise für Iraks Massenvernichtungs-
waffen noch gefunden werden.
Blair geriet i n Bedrängnis, als er mit den Aussagen
des stellvertretenden US−Vertei di gungsministers Paul
Wolfowitz konfrontiert wurde. Dieser hatte erklärt, die
Waffen seien die bequemste Begründung für den
Krieg gegen den Irak gewesen.
Unterdessen belegen Fotos, dass irakische Kriegsge-
fangene von britischen Soldaten gefoltert wurden. Die
Bil der, die ei n 18−jähri ger britischer Soldat gemacht
hatte, zei gen zum Beispiel, wie ei n Iraker mit den
Händen an ei nem Gabelstapler aufgehängt und wie
andere Gefangene zu sexuellen Handl ungen gezwun-
gen wurden.

Proteste gegen Polizeiausschreitungen
Anti−G8 i n Luxemburg: "Life" und "Jugend fir Fri dden
an Gerechtegkeet" haben am Mittwochabend vor der
Schweizer Botschaft am Boulevard Royal die Über-
griffe der eidgenössischen Polizei bei den Protesten
gegen den Gipfel i n Evian angeprangert. "Es war ei ne
friedliche Autobahnblockade, aber sie endete damit,
dass Marti n (Aktivist aus Barcelona) mit ei ner Wirbel-
säulenverletzung i m Krankenhaus liegt, weil die Poli-
zei sei n Seil durchschnitt", hei ßt es i n ei nem Kommu-
niqué, das unter anderem auf ei nen Vorfall verweist,
bei dem ein Demonstrant von ei ner Autobahnbrücke
20 Meter i n die Tiefe fiel (siehe Seite 7). Tränengas,
Gummigeschosse und Wasserwerfer − vor allem auf
Schweizer Seite sei die Repressi onsmaschi ne i n vol-
lem Gange gewesen, so die l uxemburgischen Aktivis-
tI nnen, die außerdem die Freilassung der i nhaftierten
DemonstrantI nnen forderten. "Ils battent ceux qu'ils
devraient représenter", so ei n Transparent über die
Ordnungshüter.
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